
 

Neues zur EU-Produkt-
haftung
Künftige EU-Produkthaftungs-Richtlinie kann auch Importeure
treffen

Von Prof. Dr. Christoph Graf von Bernstorff, Bremen

Seit dem 28.9.2022 liegt der Vorschlag für eine neue EU-Richtlinie
über die Haftung für fehlerhafte Produkte (KOM 2022 [495 final] vor.
Am 14.6.2023 nahm der Rat der EU ein Verhandlungsmandat für
einen neuen EU-Rechtsakt zur Produkthaftung an. Mit diesem neuen
Rechtsakt sollen – sobald er endgültig angenommen ist – die seit

Jahrzehnten geltenden Vorschriften über die zivilrechtliche Haftung aktualisiert und
an das digitale Zeitalter und die Kreislaufwirtschaft angepasst werden. Der Rechtsakt
soll – nach aktuellem Stand – voraussichtlich auch von Herstellern aus Drittländern
gekaufte Produkte erfassen. Da die Verbraucher zunehmend von Herstellern mit Sitz
außerhalb der EU kaufen, soll nach der neuen Haftungsrichtlinie für fehlerhafte
Produkte von Herstellern aus Drittländern dasselbe Schutzniveau bestehen wie für
Produkte von Herstellern aus der EU. Demnach soll der Einführer des fehlerhaften
Produkts, der Bevollmächtigte des Herstellers oder als letztes Mittel auch der Ful-
filment-Dienstleister, also die Unternehmen, die in der Regel die Lagerhaltung, die
Verpackung und den Versand eines Produkts übernehmen, für Schäden haftbar ge-
macht werden können. Wie insbesondere das zuletzt genannte Konzept der Haftung
für fehlerhafte Produkte, die direkt von Herstellern außerhalb der EU gekauft wur-
den, umgesetzt werden soll, ist allerdings noch nicht abschließend festgelegt.
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Ausgangslage

Ziel der Produkthaftungsrichtlinie ist es,
ein EU-weites System zur Entschädi-
gung von Personen zu schaffen, die
durch fehlerhafte Produkte Körper‑ oder
Sachschäden erlitten haben. Seit der Pro-
dukthaftungsrichtlinie vom 25.7.1985
(85/374/EWG) hat sich die Art und Wei-
se, wie Produkte hergestellt, vertrieben
und betrieben werden, erheblich ver-
ändert, was auch die Modernisierung

der Produktsicherheits‑ und Marktüber-
wachungsvorschriften miteinschließt.

Außerdem weist die bisherige Produkt-
haftungsrichtlinie (und deren Umset-
zung in den EU-Mitgliedstaaten) Lücken
auf, was insbesondere auf Produkte der
modernen digitalen Wirtschaft und der
Kreislaufwirtschaft zutrifft (z.B. Soft-
ware und Produkte, für deren Betrieb
Software oder digitale Dienstleistungen
erforderlich sind). Die bisherigen Re-
gelungen zur Beweislast waren, ins-
besondere in komplexen Schadensfällen,
unzureichend. Auch die bisher geltenden
Möglichkeiten, Schadensersatzansprüche
geltend zu machen, sind übermäßig ein-
geschränkt, da beispielsweise Sachschä-
den im Wert von weniger als 500 € nach
der Produkthaftungsrichtlinie einfach
nicht ersetzt werden.

Wesentliche Zielsetzungen der
Neuregelung

Die EU-Produkthaftungsregelung von
1985 wurde geschaffen, um geschädigte
Personen für Körperschäden oder Sach-
schäden, die sie aufgrund eines fehler-
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haften Produkts erlitten haben, zu ent-
schädigen, und zwar einfach aufgrund
eines Nachweises, dass ein Produkt feh-
lerhaft war und dass diese Fehlerhaftig-
keit die Verletzung oder den Schaden
verursacht hat.

Definition „Produkt“
Mit der vorgeschlagenen neuen Haf-
tungsrichtlinie wird die Definition des
Begriffs „Produkt“ auf digitale Bau-
unterlagen und Software ausgeweitet.
Die im Juli 2023 überarbeitete Definiti-
on des Begriffs „Produkt“ schließt Soft-
ware allerdings nur dann ein, wenn sie
für den Betrieb eines materiellen Pro-
dukts erforderlich ist oder wenn sie eine
Sicherheitsrelevanz aufweist.

Auch digitale Dienste, die in Produkte
integriert oder mit ihnen verbunden sind,
fallen in den Anwendungsbereich der
künftigen Produkthaftungsrichtlinie. Vo-
raussetzung dafür ist allerdings, dass das
Produkt für die Durchführung der Kern-
funktion des Dienstes zwingend notwen-
dig ist.

Aufgrund der zunehmenden technischen
Komplexität vieler Produkte sollen die
EU-Mitgliedstaaten ebenso sicherstel-
len, dass eine geschädigte Person, die
vor einem nationalen Gericht eine Ent-
schädigung geltend macht, Zugang zu
relevanten, in der Verfügungsgewalt des
Herstellers befindlichen Beweismitteln
hat, aus denen hervorgeht, wie ein Pro-
dukt hergestellt wurde.

Einbeziehung der Kreislaufwirtschaft
Die Neuregelung bezieht auch die Kreis-
laufwirtschaft neu mit ein. In einer Kreis-
laufwirtschaft werden Produkte so kon-
zipiert, dass sie nachhaltiger, wiederver-
wendbar, reparierbar und nachrüstbar
sind. Wird ein Produkt wesentlich ver-
ändert und anschließend auf dem Markt
bereitgestellt oder wieder in Betrieb ge-
nommen, so gilt es als neues Produkt.
Für den Fall, dass die Änderung nicht
vom ursprünglichen Hersteller vor-
genommen wird, ist in der neuen Richt-
linie vorgesehen, dass die Person, die die
wesentliche Änderung vorgenommen hat,
als Hersteller des geänderten Produkts
haftbar gemacht werden sollte.

Zielsetzung Haftung für
Import-Produkte
Da Verbraucher zunehmend von Herstel-
lern mit Sitz außerhalb der EU kaufen,
soll nach dem derzeitigen Stand des Ent-

wurfs der neuen Richtlinie für fehlerhafte
Produkte von Herstellern aus Drittlän-
dern dasselbe Schutzniveau bestehen wie
für Produkte von Herstellern aus der EU.

Demnach soll der Einführer des fehler-
haften Produkts, der oder die Bevoll-
mächtigte des Herstellers oder als letztes
Mittel der Fulfilment-Dienstleister (ein
Unternehmen, das in der Regel die Lager-
haltung, die Verpackung und den Versand
eines Produkts übernimmt, vgl. die De-
finition des Richtlinienvorschlags, Art. 4,
Ziff. 14) für Schäden haftbar gemacht
werden. Dies sieht Art. 7 Ziff. 2 und 3
des Richtlinien-Entwurfs vor. In der dem
Richtlinien-Entwurf zugrundeliegenden
öffentlichen Konsultation stimmten 64 %
aller Befragten grundsätzlich oder nach-
drücklich zu, dass die Produkthaftungs-
richtlinie den Verbraucherschutz gewähr-
leisten muss, wenn fehlerhafte Produkte,
die direkt aus Nicht-EU-Ländern gekauft
werden, Schäden verursachen und es kei-
nen Hersteller oder Importeur mit Sitz in
der EU gibt. Die Ansichten darüber, ob es
möglich sein sollte, den Bevollmächtig-
ten eines Nicht-EU-Herstellers, den Ful-
filment-Dienstleister oder einen Online-
Marktplatz-Betreiber haftbar zu machen,
gingen allerdings auseinander. Insofern
ist es derzeit noch unklar, ob der Aspekt
der Importeur‑ oder Dienstleister-Haf-
tung in der Endfassung der neuen Richt-
linie enthalten sein wird.

Fulfilment-Dienstleister
Vor allem der geplante Haftungsdurch-
griff auf Fulfilment-Dienstleister ist ein
interessanter Ansatz der neuen Produkt-
haftungsrichtlinie; es bleibt aber ab-
zuwarten, ob er in der Endfassung der
Richtlinie noch enthalten ist. Hinter-
grund des Konzepts ist der Versuch,
grundsätzlich sicherzustellen, dass ge-
schädigte Personen einen durchsetz-
baren Entschädigungsanspruch haben,
wenn ein Hersteller seinen Sitz außer-
halb der Union hat.

Daher sollte es nach der Zielsetzung der
künftigen Produkthaftungsrichtlinie mög-
lich sein, den Einführer des Produkts und
den Bevollmächtigten des Herstellers
haftbar zu machen. Die praktischen Er-
fahrungen im Bereich der Marktüber-
wachung haben aber gezeigt, dass solche
Lieferketten mitunter auch Wirtschafts-
akteure einschließen, deren neuartige
Form bewirkt, dass sie sich nur schwer-
lich in die herkömmlichen Lieferketten
einordnen lassen, die im bestehenden
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Rechtsrahmen vorgesehen sind. Dies ist
etwa insbesondere bei Fulfilment-Dienst-
leistern der Fall, deren Tätigkeiten in wei-
ten Teilen denen von Einführern gleichen,
die aber möglicherweise nicht immer der
herkömmlichen Definition des Begriffs
„Einführer“ nach dem Unionsrecht ent-
sprechen. Angesichts der Rolle von Ful-
filment-Dienstleistern als Wirtschafts-
akteure im Rahmen der Produktsicherheit
und Marktüberwachung, insbesondere
gemäß der Verordnung (EU) 2019/1020,
sollte es möglich sein, sie haftbar zu ma-
chen, aber aufgrund des sekundären Cha-
rakters dieser Rolle sollten sie nur dann
haftbar gemacht werden können, wenn
kein Einführer oder Bevollmächtigter in
der Union ansässig ist. Um die Haftung
wirksam auf Hersteller, Einführer, Be-
vollmächtigte und Fulfilment-Dienstleis-
ter zu konzentrieren, sollte es nur dann
möglich sein, Händler haftbar zu machen,
wenn sie es versäumt haben, unverzüg-
lich einen relevanten Wirtschaftsakteur
mit Sitz in der Union zu benennen.

Längere Verjährungsfrist

Geplant sind auch neue Regeln für die
Verjährungsfrist. Angesichts der Tatsa-
che, dass Produkte im Laufe der Zeit al-
tern und im Zuge des Fortschritts von
Wissenschaft und Technik höhere Si-
cherheitsstandards entwickelt werden,
wäre es nicht angemessen, Hersteller für
einen unbegrenzten Zeitraum für die
Fehlerhaftigkeit ihrer Produkte haftbar
zu machen. Der Anspruch auf Entschädi-
gung erlischt daher zehn Jahre nach dem
Inverkehrbringen des fehlerhaften Pro-
dukts (Art. 14 Richtlinien-Entwurf). In
Fällen, in denen die Symptome eines
Personenschadens erst mit Verzögerung
zutage treten, soll die Verjährungsfrist
20 Jahre betragen.

Beweislast

Eines der Ziele, das mit dieser Richtlinie
erreicht werden soll, ist, dass Verbrau-
cher eine faire Chance darauf haben, in
komplexen Fällen Schadensersatz zu er-
halten. Daher sollen die Tatsachenver-
mutungen vereinfacht werden, die zur
Anwendung kommen, wenn ein Kläger
mit übermäßigen Schwierigkeiten (insbe-
sondere aufgrund der technischen oder
wissenschaftlichen Komplexität des Fal-
les) konfrontiert ist.

Der Richtlinien-Entwurf sieht in Art. 9
vor, dass die Fehlerhaftigkeit eines Pro-

dukts unter bestimmten Voraussetzungen
zu vermuten sei. Dies gilt insbesondere,
wenn das Produkt nicht den gesetzlichen
Sicherheitsanforderungen entspricht
oder der Schaden durch eine offensicht-
liche Fehlfunktion verursacht wurde.
Außerdem wird ein neues Kriterium ein-
geführt, wonach die Fehlerhaftigkeit ei-
nes Produkts vermutet wird, wenn der
Beklagte einer Anordnung zur Offenle-
gung von Beweisen nicht nachgekom-
men ist. Gleichzeitig wird im Text klar-
gestellt, dass die Beweislast nicht gilt,
wenn der Beklagte nachweist, dass der
Kläger über ausreichende Beweise und
Fachkenntnisse verfügt, um die Fehler-
haftigkeit des Produkts oder den ursäch-
lichen Zusammenhang zwischen dem
Fehler und dem Produkt zu beweisen.

Art. 10 des Richtlinienentwurfs nennt
Möglichkeiten der Haftungsbefreiung
des Unternehmens, wenn es das Produkt
nicht in Verkehr gebracht hat (Art. 10
Abs. 1 lit. a) oder wenn die Fehlerhaftig-
keit auf der Einhaltung gesetzlicher Vor-
schriften beruht, Art. 10 Abs. 1 lit. d.

Abgrenzung zu EU-Rechtsakten
zur Produktsicherheit

Die geplanten neuen Rechtsvorschriften
zur Produktsicherheit enthalten keine
spezifischen Bestimmungen über die
Haftung von Unternehmen, sondern be-
ziehen sich auf die Tatsache, dass die
Produkthaftungsrichtlinie immer dann
Anwendung findet, wenn ein fehlerhaf-
tes Produkt einen Schaden verursacht.
Produktsicherheit und Produkthaftung
sind daher komplementär zu verstehen.
Derzeit arbeitet die EU an mehreren Le-
gislativvorschlägen im Bereich der Pro-
duktsicherheit:

• Mit dem Vorschlag für eine Verord-
nung zur Festlegung harmonisierter
Vorschriften für künstliche Intel-
ligenz KOM (2021) 206 soll sicher-
gestellt werden, dass Hochrisiko-KI-
Systeme die Sicherheits‑ und Grund-
rechteanforderungen erfüllen (z.B.
Daten-Governance, Transparenz,
menschliche Aufsicht). Mit dem in
diesem Beitrag behandelten Vor-
schlag für eine Produkthaftungs-
richtlinie wird sichergestellt, dass
bei fehlerhaften KI-Systemen, die
physische Schäden, Sachschäden
oder Datenverluste verursachen,
vom Anbieter des KI-Systems oder
von jedem Hersteller, der ein KI-Sys-

tem in ein anderes Produkt integriert,
Schadensersatz verlangt werden kann.

• Der Vorschlag für eine Maschinen-
verordnung (KOM 2021 [202]) und
die vorgeschlagene Verordnung über
die allgemeine Produktsicherheit
(KOM 2021 [346]), mit denen die
bestehende Maschinenrichtlinie und
die Richtlinie über die allgemeine Pro-
duktsicherheit überarbeitet werden,
zielen darauf ab, die Risiken der Di-
gitalisierung im Bereich der Produkt-
sicherheit, nicht aber im Bereich der
Haftung anzugehen. Mit dem Vor-
schlag für die Verordnung über die
allgemeine Produktsicherheit werden
diesen Online-Vermittlungsdiensten
zusätzliche Verpflichtungen auf-
erlegt, um gegen den Online-Verkauf
unsicherer Produkte vorzugehen.

• Das bereits verabschiedete Gesetz
über digitale Dienste (Digital Ser-
vices Act vom 27.10.2022) enthält
horizontale Vorschriften für Anbieter
von Online-Vermittlungsdiensten,
einschließlich Online-Marktplätzen.
Wenn Online-Plattformen in Bezug
auf ein fehlerhaftes Produkt als Her-
steller, Einführer oder Händler fun-
gieren, haften sie zu den gleichen Be-
dingungen wie solche Wirtschafts-
akteure. Spielen Online-Plattformen
beim Verkauf von Produkten zwi-
schen Unternehmern und Verbrau-
chern hingegen eine reine Vermittler-
rolle, unterliegen sie einem beding-
ten Haftungsausschluss nach dem
Gesetz über digitale Dienste.

Keine dieser genannten EU-Maßnahmen
betrifft aber die Haftung für fehlerhafte
Produkte.
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